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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. April 1955 

6 — 65304 — 975/55 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Zweiunddreißigsten Verord- 
nung über Zollsatzänderungen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 

Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



Entwurf einer Zweiunddreißigsten Verordnung 

über Zollsatzänderungen 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 527) verordnet die Bundesregie- 
rung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben worden ist, mit 
Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 

Der Zollsatz des Zolltarifs für die nach- 
stehend bezeichnete Ware wird bis auf wei- 
teres wie folgt geändert: 





Nachrichtlich: 



Neuer 

Bisheriger 

Tarifnr. 

Bezeichnung der Waren 

Zollsatz 

Zollsatz 


% des 

% des 



Wertes 

Wertes 


92 06 aus B - Stimmplatten mit Zungen 


frei 15 


§ 2 

Diese Rechtsverordnung gilt nach Maßgabe 
des § 12 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am zehnten Tage 
nach ihrer Verkündung in Kraft, 



Begründung 


Zu den wichtigsten Teilen jeder Ziehharmo- 
nika gehören die Stimmplatten mit Zungen. 
Ihr wertmäßiger Anteil am Fertigerzeugnis 
betragt etwa 25 %. Betriebe, die nur Stimm- 
platten für Ziehharmoniken herstcllen, sind 
im Bundesgebiet nicht vorhanden. Die bei- 
den bedeutendsten inländischen Hersteller 
für Ziehharmoniken fertigen lediglich einen 
Teil ihres Bedarfs an Stimmplatten selbst an. 
Die vier kleineren Herstellungsbetriebe sind 
völlig auf die Einfuhr von Stimmplatten 
angewiesen. Ein Zollschutzbedürfnis für 
Stimmplatten besteht demnach nicht. 

Die Zollbelastung für Stimmplatten mit 
Zungen in Höhe von 15 °/o des Wertes ist 
bei dieser Sachlage nicht gerechtfertigt. Sie 
verschlechtert im Inland die Konkurrenzkraft 
der Kleinbetriebe gegenüber den Großbetrie- 
ben und vermindert im Ausland die Wett- 
bewerbsfähigkeit der gesamten einschlägigen 
deutschen Industrie. Die Aufhebung des Zoll- 
satzes ist daher aus wirtschaftlichen Gründen 
notwendig. 
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